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Die Steuerlast in Österreich ist sehr ungleich verteilt: Wer mit Arbeit seinen Lebensunterhalt
bestreitet wird kräftig zur Kasse gebeten. Den größten Beitrag zum Abgabenaufkommen leisten
die Arbeitnehmer/Innen in Form von Sozialversicherungsbeiträgen, Lohnsteuern und Ver-
brauchssteuern, hier vor allem der Umsatzsteuer. Wer Vermögen hat, wird kaum belastet. Das
Steueraufkommen aus vermögensbezogenen Steuern betrug 2008 gerade einmal 1,33 Mrd. Euro,
was lediglich 0,5 Prozent des BIP oder 1,3 Prozent der gesamten Steuereinnahmen entspricht.
Damit erreicht die Vermögensbesteuerung nicht einmal ein Viertel des durchschnittlichen europä-
ischen Niveaus. Mit einer Vermögenssteuer könnten sinnvolle Projekte wie etwa eine langfristige
Sicherung des Pflegesystems finanziert werden. Darüber hinaus könnte die Steuerbelastung der
Arbeitnehmer/Innen deutlich reduziert und so ein höheres Maß an Abgabengerechtigkeit erreicht
werden. Ein leicht verkraftbarer Beitrag für die Vermögenden wäre ein wertvoller Beitrag zu
Stabilität und sozialem Frieden in unserem Land. Der gesamte ÖGB-Bundesvorstand fordert eine
Steuerreform, die in die derzeitige Struktur eingreift und die bei gleichbleibender Abgabenquote
den Faktor Arbeit entlastet und Vermögende stärker in die Pflicht nimmt.
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Herbstthema Steuersystem

Der traditionelle Schwammerlaltar in Zell a. d. Ybbs
beim Erntedankfest 2011.

Das ÖGB-Modell
Die geforderte Vermögenssteuer würde auf die tatsächlich
großen Vermögensmassen zugreifen, eben auf Haus-
haltsvermögen ab 700.000 Euro. Vermögen unter diesem
Grenzwert ist von der Steuer ausgenommen, um die
breite Mittelschicht nicht zusätzlich zu belasten.

Die „nicht vermögenden” 90 Prozent der Gesellschaft
wären also von der Steuer nicht betroffen. Selbst bei den
oberen Prozent ist das Vermögen so stark konzentriert, dass
sich die Hauptlast der Steuer auf das oberste Prozent kon-
zentrieren würde. Denn: Das reichste Prozent der Be-
völkerung hat ein Vermögen von durchschnittlich 5,4 Mio.
Euro. Die reichsten zwei bis zehn Prozent haben ein
Durchschnittsvermögen von 612.000 Euro. Diese liegen
daher meist unter dem Freibetrag. Die kleinen Häuslbauer
brauchen keine weiteren Abgaben zu befürchten. Der/die
durchschnittliche Immobilienbesitzer/in in Österreich hat
ein mittleres Immobilienvermögen von knapp über 200.000
Euro und ist daher nicht steuerpflichtig. Die großzügige
Freibetragsregelung stellt sicher, dass ein durchschnitt-
licher Haushalt mit Eigentumswohnung oder Haus, Auto
und einem Notgroschen am Sparbuch nicht geschröpft
wird. Hausrat, also Einrichtungs-, Verbrauchs- und Ge-
brauchsgegenstände eines Haushaltes, sind nicht betroffen.

kommt und Nachschau hält, ob und welche Vermögens-
werte Mann/Frau im Haus hat. In der Praxis wird es eine
jährliche Veranlagungspflicht beim Finanzamt geben, der
jeder/jede Steuerpflichtige nachzukommen hat. Die ober-
sten zehn Prozent in der Vermögenspyramide besitzen 54
Prozent des privaten Geldvermögens, während die untere
Hälfte nur acht Prozent besitzt. Das oberste halbe Prozent
der Vermögenden besitzt sogar mehr als ein Drittel. Beim
Immobilienbesitz vereinigen die oberen zehn Prozent gar
61 Prozent des Vermögens auf sich, während 40 Prozent der
Bevölkerung überhaupt keine Immobilien besitzt. Alleine
mit der Neidhammel-Parole „Die Reichen sollen mehr
Steuer zahlen” ist mit keinem Weihnachtssteuergeschenk
für die kleinen Steuerzahler zu rechnen.

Keine Schnüffelsteuer
Die Vermögenssteuer ist nicht als „Schnüffelsteuer” ange-
legt. Es wird nicht so sein, dass ein „Inspektor” ins Haus Fo
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Korruption über alles

Zum Nachdenken:

Täglich werden wir mit Schlagzeilen von Korrup-
tionsskandalen (BUWOG, Telekom, ÖBB) konfron-
tiert, die vielleicht alle Parteien betreffen könnten. 

Es darf nicht sein, dass Politiker, (Lobbyisten, Manager)
das Steuergeld der Österreicher in die eigene Tasche
arbeiten oder für ihren politischen Vorteil missbrauchen.
Hoffentlich kommt bald ein Untersuchungsausschuss
zur vollen Aufklärung, was die jüngsten Korruptions-
und Inseraten-Affären betrifft. Denn es geht nicht nur
um das Ansehen der Politik, sondern auch um die
Schuldigkeit gegenüber den Steuerzahlern. Das hart
erarbeitete Steuergeld der Österreicher darf nicht in
zweifelhaften Inseraten-Affären versickern. Es wird
höchste Zeit, reinen Tisch zu machen, Licht in diverse
Korruptionsfälle zu bringen und mit jedem zur
Verfügung stehenden Mittel für volle Transparenz zu
sorgen. „Die Verquickung von Politik und Geschäften
aus rein persönlichem Gewinnstreben muss auf das
Schärfste verurteilt werden“, sagte auch der Bundes-
präsident Heinz Fischer vor kurzem. Der groß angelegte
Bon-Betrug, der bei der Telekom aufgeflogen ist, scheint
nur die Spitze eines immensen Eisberges zu sein. Es
muss zu grundsätzlichem Überdenken der Bonus-
zahlungen führen. Nicht Belohnungen für hohe
Börsenkurse soll es geben, denn die steigen auch nach
Massenkündigungen eklatant.

Text Neue Bundeshymne
Angeblich haben Frauensprecherinnen von SPÖ,
ÖVP und Grünen aus der Bevölkerung hunderte
Änderungsvorschläge zugesendet bekommen. Der
Antrag zur Änderung der Bundeshymne wird bei
der kommenden Nationalratssitzung eingebracht,
das sei fix, sagt zum Beispiel ÖVP-Frauen-
sprecherin Dorothea Schittenhelm. 

Große Teile der ÖVP-Abgeordneten – man schätzt 50
Prozent inklusive weiblicher Abgeordneter – seien noch
dagegen. Schittenhelm zeigt sich „schockiert” über die
Aggression, mit der Kritik teilweise vorgebracht worden
sei. Sie ist optimistisch, dass die Bundeshymne 2012
einen adaptierten Text haben wird. Auch kursieren im
Internet verschiedentlich kabarettistische Texte einer
abgewandelten Bundeshymne. Die Umdichtung des
Textes ist so gut wie beschlossen, wenn auch 80 Prozent
der Bevölkerung – Frauen wie Männer – dagegen sind
und sich auch die Dichterin Paula von Preradovic nicht
mehr gegen eine Verstümmelung ihres schöpferischen
Werkes zur Wehr setzen kann. 

Nach den Parlamentsitzungen werden die Vorschläge im
Verfassungsausschuss diskutiert, ein Beschluss noch
heuer ist theoretisch möglich. Demokratie pur?

Einige Vorschläge: 
„Heimat bist du für das Schöne, großer Töchter, großer
Söhne” Heimat bist du großer Kinder, Volk der Denker
und Erfinder” „Heimat bist du wunderschöne, großer
Töchter, großer Söhne, vielgerühmtes Österreich”. „Du
hast Töchter, du hast Söhne, bist hoch begnadet für das
Schöne”. 
Wenn diese Art von Eingriff der Politik in die Dichtkunst
auch in Zukunft Schule macht, wird Friedrich Schillers
Gedicht „An die Freude”, das Ludwig van Beethoven in
seiner 9. Symphonie vertont hat und das sowohl 1972
vom Europarat als auch 1986 zur Europahymne auserko-
ren wurde, zeitgeistig auch bald dem Gender-Wahnsinn
zum Opfer fallen? Denn mehrfach stilisierte der
Dichterfürst ohne Rücksicht darauf, dass es auch
„Söhne“ gibt, die Freude an sich zur himmlischen
Tochter aus Elysium.

In der Baukunst gibt es einen Denkmalschutz . . .
warum nicht in der Dichtkunst einen

Gedichtschutz? Gibt es nicht Urheberrechte auf Texte?

Gespeist wird der FLAV zum Großteil aus einem
Dienstgeberbeitrag (4,5 Prozent der Bruttolohn-
summe), wobei der Ausdruck „Dienstgeberbeitrag“
irreführend ist, es handelt sich klar um Teile der
Lohnsumme der Arbeitnehmer/-innen. 

Aus dem FLAF werden in erster Linie die Familien-
beihilfen (2010: rund 3,5 Millionen Euro) und das
Kinderbetreuungsgeld (2010: rund 1,2 Milliarden Euro)
bezahlt
Interessant ist in diesem Zusammenhang auch die
Geschichte des FLAF, der auf Initiative der Ge-
werkschaft und des katholischen Familienverbandes ent-
standen ist. Im Jahre 1948 verzichteten die Arbei-
ter/innen und Angestellten auf eine Lohnerhöhung, das
Geld sollte als sogenannte Ernährungsbeihilfe Familien
der Arbeiterklasse zugute kommen. Im Jahre 1949 wurde
aus der Ernährungsbeihilfe die Familienbeihilfe. Der
Fonds, aus dem diese Beihilfe gespeist wurde und wird,
ist also durch einen Lohnverzicht entstanden.
Die Leistungen des FLAF kommen jedoch mittlerweile
allen zugute, auch jenen, die wenig bis gar nichts einzah-
len (Gewerbetreibende, Freiberufler/innen, Bäuerinnen/
Bauern). Im Jahr  2010 verzeichnete der Fonds übrigens
ein Minus von 860 Millionen Euro. Ähnlich verhält es
sich bei der Kommunalsteuer (drei Prozent der Brutto-
lohnsumme), diese wird zur Gänze von den Arbeit-
nehmern getragen. Von den kommunalen Leistungen wie
Straßenbeleuchtung, Bauhof oder Winterräumdienst pro-
fitieren jedoch alle.

Der Familienlastenausgleichsfonds
(FLAF)
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Ing. Otmar Höfler

Die Post bringt allen was . . .
Es ist dies einer der Werbeslogans der österreichischen
Post. Und das stimmt leider. Sie bringt nämlich allen nur
Ärger und unverschämt hohe Tarife. Die gute alte Post
mit ihren sozial so wichtigen Briefträgern, die vielen
Menschen nicht nur die Post, sondern auch zwischen-
menschliche Beziehungen gebracht haben, gibt es leider
nicht mehr. Vollgepackt mit Werbematerial sausen sie
von Haus zu Haus. Sportlich zu Fuß, mit Fahrrad,
Moped und PKW. Das Ansehen eines – heute Post-
zusteller genannt – ist bei den meisten Bürgern gesun-
ken, denn sie wollen nur schnell die Papierlast anbrin-
gen. Die Post verdient offenbar ganz gut durch die unbe-
stellte Werbung an die Haushalte auf dem Rücken billi-
ger Arbeitskräfte . . . früher Beamte. Die klassischen
Briefträger wurden vielfach in die Frühpension ge-
schickt, somit ist dieser Beruf nun ausgestorben. Viele
ärgern sich über diese Werbeflut fast jeden Tag.
Gegenmaßnahme wäre vielleicht nur an einem
Tag/Woche einmal das zugestellte Werbematerial in
einen Postkasten zu werfen!!

Ärger bringt vielen die neu angekündigten, günstigeren
Posttarife. Doch die Praxis spricht eine andere Sprache.
Jetzt geht es bei den Kuverts um Millimeter, sowohl in
der Größe als auch in der Stärke. Dass ein Brief, der bis-
her € 1,25 gekostet hat, auf einmal € 2,90 kostet, ist
schon sonderbar.

Der neue Posttarif verlangt auch den Postbeamten alles
ab. Für die neuen Tarife braucht man eine Brief-
schablone und eine Schublehre, um die Größe und
Stärke des Poststückes messen zu können.

Man darf sich daher nicht wundern, dass der Brief bald
Vergangenheit wird. Post vom Finanzamt oder RSB-,
RSA-Briefe muss man sich meist selber bei einem
Postamt/Postpartner abholen, da der gestresste Post-
zusteller keine Zeit zu warten hat.

In diesem Sanitärgroßhandelshaus in Linz fand am
9. Juni 2011 die Angestelltenbetriebsratswahl statt.
Wahlberechtigt waren   90
Abgegebene Stimmen   72
Ungültige Stimmen       9
Mandate                         4

Unser PFG - Kollege Gerhard Oberneder trat wieder
mit seinem Betriebsratsteam an. Für weitere 4 Jahre
wurde der Mannschaft das Vertrauen ausgespro-
chen. BRV Gerhard Oberneder, Stellvertr. Josef
Kroiher, BR Rudolf Siegel, BR Robert Voggeneder.
Die Parteifreien Gewerkschafter Österreichs gratu-
lieren und wünschen viel Erfolg für die bevorstehen-
de Arbeit. 

Betriebsratswahl – Oberösterreich

SHT- Ehrentletzberger Über 100 Trauergäste haben von unserem Kollegen
Franz Mattl am Montag, dem 5. September 2011 im
Pfarrheim der Stiftskirche St.Florian/Linz Abschied
genommen. Nach schwerer Krankheit und doch über-
raschend ist er im 62. Lebensjahr am 20. August 2011
verstorben.

Beeindruckend war die Trauerfeier durch die Einspielung
von Fotos aus dem Leben von Franz Mattl. Neben seinem
Beruf als Maschinenkonstrukteur in der Maschinenfabrik
Dr. Fehrer in Linz-Wegscheid wirkte er als Ersatzbe-
triebsrat und Betriebsrat mehrere Jahre. Seine soziale
Ader zeigte er, indem er oft wortgewaltig seine Stimme
als Interessensvertreter erhob. Er war ein humorvoller
Mensch und mit der Firmengemeinschaft  sehr eng ver-
bunden. Als fangsicherer Tormann in der Fußball-
mannschaft rettete er das Team Fehrer vor vielen
Niederlagen. 

Als Zeichen der Verbundenheit
und Dank für seine Gewerk-
schaftsarbeit war auch eine Dele-
gation der Parteifreien Gewerk-
schafter Österreichs an der Spitze
Bundesobmann Heinz Weißmann
unter den Trauergästen.

Besondere Anteilnahme gilt der
Gattin und Tochter. Franz Mattl’s
Art und große Menschlichkeit halten wir stets in guter
Erinnerung und bewahren ihm ein ehrendes Andenken. 

Abschied von Franz Mattl

Am 26. August 2011 fand die Verabschiedung im eng-
sten Familienkreise im Urnenhain Linz – Urfahr statt.
Kollege Gottfried Eckhart ist am 21. August 2011, im
71. Lebensjahr von uns gegangen.

Er war in der Stickstoff AG. Linz zuletzt  Chemie Linz bis
zu seiner Pensionierung beschäftigt. Mehrere Jahrzehnte
war er  Mitglied unserer Gemeinschaft und wirkte dort
erfolgreich auch als Ersatzbetriebsrat und Betriebsrat für
die Belegschaft. 
Dein Humor, der uns zum Lachen
brachte
Dein Wissen, das uns staunen ließ
Dein Ideenreichtum, der uns so oft
überraschte
Dein geradliniges Wesen, das uns
jeden Umweg ersparte. Das alles bleibt lebendig in uns.

Besonders erwähnenswert ist die aufopfernde liebevolle
Pflege über fünf Jahre von Gattin Hilde ihres Gatten
Gottfried. Die Parteifreien Gewerkschafter Österreichs
danken Gottfried Eckhart für sein Engagement und
Beistand für die Arbeitnehmenden. Wir werden ihm stets
ein ehrendes Andenken bewahren.

Gedenken an Gottfried Eckhart
1940 - 2011
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65 Jahre: Robert Ehrer  
Hall am 17.9.2011

70 Jahre: Gottfried Freudenthaler,
Schwechat am 16.10.2011

75 Jahre: Wilhelm Heinz,
Piberbach am 21.9.2011

80 Jahre: PFG Ehrenobmann 
HERBERT PFEIFER,
Wattens am 1.10.2011

Erwin Fuchs, Linz am 4.10.2011

Wir gratulieren herzlich
zum Geburtstag

PFG-Ansprechpartner für:
OBERÖSTERREICH, SALZBURG 

Otmar Höfler Tel. 07229/62140
e-Mail: info@pfg.at 

Werner Lamprecht Tel. 0664 6158865
werner.lamprecht@liwest.at

WIEN, BURGENLAND UND NIEDERÖSTERREICH:
Gerhard Kogler Tel. 017264879
e-Mail: info@pfg.at

STEIERMARK, KÄRNTEN: 
Georg Auer Tel. 06648330890
georg.auer@andritz.com

Siegfried Trauch Tel. 067689554774
s.trauch@at.ats.net

TIROL, VORARLBERG: 
Herbert Unterwandling 
Tel. 0699/ 10560894
e-Mail: h.unterwandling@gmx.at
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Ein gutes Jahr 2011

Und das ist noch nicht alles:
Nimm die zwei letzten Ziffern deines Ge-
burtsjahres, füge das Alter dazu, das du heuer
erreichen wirst und das Resultat wird 111 sein – für
alle! Bei Kindern ab Jahrgang 2000 ist das
Resultat immer 11!

Das Jahr 2011 ist ein ganz besonderes Jahr. Der
kommende Oktober wird 5 Sonntage, 5 Montage
und 5 Samstage haben.

Das passiert nur alle 823 Jahre

Dieses Jahr erleben wir vier 
außergewöhnliche Daten:

1.1.11, ..11.1.11, …1.11.11, ….11.11.11

Arbeitslose Männer lassen sich mit höherer Wahr-
scheinlichkeit scheiden als Männer mit Job. Wie aus
einer Studie der US-Universität Ohio State University
hervorgeht, waren arbeitslose Männer wie auch ihre
Ehefrauen eher bereit, die Ehe aufzukündigen, als Paare,
wo der Mann berufstätig war. Dem gegenüber spielte
es bei der Scheidungsbereitschaft von Männern keine
Rolle, ob ihre Frau einer außerhäuslichen Beschäftigung
nachging oder nicht. Allerdings ließen sich Frauen, die
ein selbstständiges Einkommen hatten, naturgemäß
leichter scheiden als Frauen ohne eigene Einkünfte.

Nach Ansicht der Forscher spiegeln die Ergebnisse der
Untersuchung, die auf den Daten der US-Befragung
National Survey of Families and Households aus den
vergangenen 25 Jahren basierte, die „assymetrische“
Rollenveränderung zwischen den Geschlechtern wider.
Sei die Berufstätigkeit von Frauen heute eine akzeptier-
te Sache, sei der Druck auf Männer weiterhin groß, die

ARBEITSLOSIGKEIT BEI MÄNNERN
HAT EINFLUSS AUF

SCHEIDUNGSBEREITSCHAFT

Versorger ihrer Familie zu sein. Die erhöhte Bereitschaft
arbeitsloser Männer sich scheiden zu lassen beruhe nach
Angaben der Wissenschaftler auch darauf, dass eine Ehe,
in der der Mann arbeitslos ist, „nicht so ausschaut, wie
eine Ehe ihrer Meinung nach ausschauen sollte“.

Der internationale Gewerkschaftsbund hat den 7. Ok-
tober zum Welttag für menschenwürdige Arbeit ausgeru-
fen. Seit vier Jahren wird auf die unterschiedlichen Arten
menschenunwürdiger Arbeit hingewiesen. Das reicht
von ausbeuterischen Zuständen in der Gemüsepro-
duktion in Südspanien bis zur Tatsache, dass auch in
Österreich viele Menschen von ihrer Arbeit schwer leben
können. Trotz eines gut ausgebauten Sozialsystems ist
die Zahl im „reichen Österreich“ in den vergangenen
zehn Jahren um knapp 100.000 Menschen von 256.000
auf 350.000 Menschen gestiegen. Vor allem Teilzeit-
beschäftigte und geringfügig Beschäftigte sind davon
betroffen. Mit einer sozialen Krücke wurde aber diese
Beschäftigungsform für viele salonfähig. Auf Dauer ist
dies für unser Sozialversicherungssystem eine Kosten –
Leistungsfrage, mit Ziel mehr Vollarbeits- oder mehrere
Teilzeitjobs für den einzelnen.

Armut: Arbeit alleine schützt nicht
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